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Mietverträge mit nahen Angehörigen 
 
 
 
Fremdvergleich als steuerliche Anerkennungsvoraussetzung 
 
Bei der Gestaltung von Mietverträgen zwischen nahen Angehörigen steht manchmal das 
Interesse, möglichst wenig Steuern zu zahlen im Vordergrund. Deshalb gelten für solche 
Mietverträge erhöhte Anforderungen: 
 

1. Es muss ein zivilrechtlich wirksamer Mietvertrag vorliegen. 
 
Mietverträge können grundsätzlich formlos geschlossen werden. Das gilt auch bei der 
Vermietung an nahe Angehörige. Allerdings ist dies nicht zwischen Fremden üblich. Um 
Streitigkeiten mit dem Finanzamt zu vermeiden, sollte der Mietvertrag daher schriftlich 
geschlossen werden. 
 
Bei Abschluss von Mietverträgen mit Minderjährigen ist die Bestellung und Mitwirkung 
eines Ergänzungspflegers zwingend erforderlich. Hat kein Ergänzungspfleger mitge-
wirkt, ist der Vertrag nichtig oder schwebend unwirksam und wird damit in der Regel 
steuerlich nicht anerkannt. 
 

2. Der Mietvertrag muss ernsthaft vereinbart werden und vereinbarungsgemäß tatsächlich 
durchgeführt werden. 
 
Um ernsthaft vereinbart zu sein, muss der Vertrag in jedem Fall die Höhe der Miete und 
die Mieträume bezeichnen. Daneben sollte der Mietvertrag die anderen üblichen Inhalte 
enthalten (Mietdauer, Abrechnung über Nebenkosten, Kündigungsfrist usw.). 
 
Der geschlossene Mietvertrag muss auch tatsächlich wie vereinbart durchgeführt wer-
den. Um Streitigkeiten zu vermeiden, sollte die Miete nicht bar gezahlt werden. Gegen 
eine tatsächliche Durchführung sprechen: Nichtzahlung der Miete, jährliche statt monat-
liche Zahlung der Miete und fehlende Nebenkostenabrechnungen. 
 

3. Der Mietvertrag muss auch mit einem fremden Dritten abgeschlossen werden können 
(Fremdüblichkeit). 
 
Vermieten Eltern beispielsweise einzelne Zimmer des selbstbewohnten Hauses an Ihre 
Kinder, ist dieses Mietverhältnis steuerlich nicht anzuerkennen. Grund hierfür ist, dass 
ein fremder Dritter so ein Mietverhältnis nicht eingehen würde. 
 
Wird hingegen eine abgeschlossene Wohnung vermietet, ist das Mietverhältnis steuer-
lich anzuerkennen, wenn die obigen Voraussetzungen erfüllt werden. 
 
 

Verbilligte Vermietung 
 
Bei der verbilligten Vermietung von Wohnraum gelten die allgemeinen Regelungen. Beträgt 
die vereinbarte Miete mindestens 66 % der ortsüblichen Miete sind die Werbungskosten 
grundsätzlich in voller Höhe abzugsfähig. Bei Unterschreiten der Grenze ist der Werbungs-
kostenabzug anteilig zu kürzen.  


